
Woxxi sucht Hotelkette
Pari s Hilton i st noch ni e Bus gefah-
ren. Di es gestand di e Erbi n der
gl ei chnami gen Hotel kette kürzli ch
i n ei nem I ntervi ew. " Aber i ch saß
schon i n ei nem Taxi", verri et das
Partygi rl .
Mit dem Taxi fahren di e woxxi es

eher selten. Das i st i n Luxemburg ei nfach
zu teuer. Deshal b si nd si e aufs Busfahren
angewi esen - und damit der Will kür der
Busfahrer ausgeli efert. Ei ner der woxxi es
führt mittl er weil e sogar ei nen regel rechten
Kl ei nkri eg gegen di ese Spezi es. Ni cht nur
dass er schon unzähli ge Mal e Opfer von
Verspätungen wurde. Auch di e Fl uchti ra-
den der Busfahrer regi stri ert er zusehends
mit Kopfschüttel n. I st das etwa das neue
l uxemburgi sche Verkehrskonzept? Servi ce
total i n sei ner Stei nzeitfor m.
Dass di e Busfahrer i hre Pi stenreservate
für Fahrexzesse i n Wil dwest mani er nutzen,
i st l ängst bekannt. Dass si e unfreundli che
Zeitgenossen si nd, ebenfall s. Dass si e
aber Passagi eren das Ti cket aus der Hand
rei ßen und dann wi e von der Tarantel ge-
stochen l osbrüll en, wi e es di ese Woche
der Partneri n des woxxi s erl ebte, i st völli g
neu. Da wäre der woxx-Redakteur doch
li eber Erbe ei ner Hotel kette.

... musses wirklichso
viel sein? Romano Prodi
hat mit seinemVorschlag

für denkünftigen
EU-Haushalt große

Forderungen gestellt.
Doch ausreichend

begründet hat er sie nicht.

Es sollte wohl seinletzter gro-
ßer Wurf werden. Als Romano
Prodi diese Woche denEU-Haus-
haltsentwurf für die Jahre 2007
bis 2013 präsentierte, konnte
sich der Kommissionspräsident
sicher sein: Seine Finanzvorstel-
lungen werdenderzündende Ge-
sprächsstoff in Europa für die
kommenden Monate, gar Jahre
sein. Um über 40 Prozent, von
derzeit knapp 100 auf über 143
Milliarden Euro im Jahr 2013,
soll der Etat in der nächsten Fi-
nanzperiode aufgestockt wer-
den. Das entspricht einemAnteil
von 1,15 Prozent der nationalen
Wirtschaftsleistung. Für Prodi
ist dieser Haushaltszuwachs nur
folgerichtig: Schließlich gilt es,
auchin einemerweiterten Euro-
pa Wohlstand und Beschäfti-
gung zu sichern, Forschung und
Bildung zu verbessern und vor
allem den strukturschwachen
neuen Mitgliedstaaten unter die
Arme zu greifen. Solidarität mit
dem Osten - das ist es denn
auch, was der Premierminister
Jean-Claude Juncker seinen
AmtskollegeninBerlinundParis
großmütig predigt.
Die hingegen sind über die

Spendierfreude der Kommission
gar nicht froh. Im Gegenteil:
"Man kann von uns nicht einer-
seits verlangen die Staatsquote
zu senken, und andererseits
mehr Geld nach Brüssel zu zah-
len", empört sicheinverärgerter
deutscher Finanzminister Hans
Eichel. Deutschland und Frank-
reich gehören zu den größten
Nettozahlern. Das heißt, sie zah-
len mehr Mitgliedsbeiträge an
die EU als sie an Subventionen
wieder zurück bekommen.
Gleichzeitig kommt die Wirt-
schaftin beidenLändernnur all-
mählich wieder in Schwung. Die
Furcht, den notdürftig reparier-
ten Wirtschaftsmotor gleich wie-
der abzuwürgen, ist groß. Kein
Wunder also, dass Deutschland
und Frankreich bereits i m De-
zember in einem Brief an die
Kommission eine Ausgabenbe-
grenzung von einemProzent ge-
fordert hatten. Alle Nettozahler
hattendenText unterschrieben-
bis auf BelgienundLuxemburg.

Doch was von luxemburgi-
schen Politikern jeder Couleur
eifrig vertreten wird und rein
rechnerisch zunächst logisch
erscheint, dass nämlich zehn
neue Mitgliedstaaten und mehr
Aufgaben eine derartige Erhö-
hung des EU-Etats unausweich-
lich machen, ist nicht zwangs-
läufig richtig. Sicherlich, die Er-
weiterung gibt es schon jetzt
nicht zum Nulltarif. Vor allem
Großprojekte wie die von
Deutschland, Frankreich, Belgi-
en und Luxemburg gewünschte,
gemeinsameeuropäische Vertei-
digung würden sehr viel Geld
kosten. Aber weder ist klar wie
viel, noch welche europäische
Staaten überhaupt mitmachen
werden - ergo können realisti-
sche Aussagenüber diesen Aus-
gabenposten i m EU-Etat heute
nochnicht gemacht werden. Zu-
dem wird der Haushalt in den
nächsten Jahren ohnehin
höchstwahrscheinlich wachsen:
Weil sich der Mitgliedsbeitrag
an der nationalen Wirtschafts-
leistung orientiert, kommt mit
der Konjunktur auch mehr Geld
nach Brüssel. Wirtschaftsexper-
tensindopti mistischundhaben
dem Euroraum bereits für die-
ses Jahr ein zweiprozentiges
Wachstum verkündet. Insofern
handelt es sich bei der Ausga-
benbegrenzung genau genom-
men nicht umeine "Deckelung",
wie RomanoProdi behauptet.

Lieber Weihnachts-
mann...
Prodis Wunschliste ist aber

nicht nur bedenklich, weil siei m
eklatanten Widerspruch zum
derzeitigen Brüsseler Sparauf-
trag, demStabilitätspakt, steht.
Sieist es auch wegenderinhalt-
lichen Schwerpunkte. Als größ-
ter Einzelposten schlagen die
Agrarhilfen von 57 Milliarden
Euro zu Buche - Milchseen und
Butterberge werdenalso weiter-
hin die europäische Landwirt-
schaft prägen. Der Verweis Pro-
dis, die Regierungschef hätten
die Höhe der Landwirtschafts-
ausgaben selbst zu verantwor-
ten, sti mmt so nicht. Zwar ha-
ben Paris und Berlin in der Tat
kräftig gekungelt und EU-Kom-
missar Franz Fischlers Agrarre-
form mit Zugeständnissen vor
alleman diefranzösischen Bau-
ern entscheidend geschwächt,
geeinigt wurde sich allerdings
auf eine Obergrenze. Undinner-
halbdieser kannProdi durchaus
sparen.
Nachvollziehbarer scheint da-

gegen der Gedanke, die Subven-
tionenfür wirtschaftlich schwa-
che Regionen umrund 30 Pro-
zent anzuheben; schließlichtre-
ten insbesondere mit Estland,
Lettland, der Slowakei, Slowe-
nien, Ungarn und Tschechien
wirtschaftliche Leichtgewichte
der EU bei. Dies aber nur auf
den ersten Blick, denn die
Haupt-Nutznießer der geplanten
Strukturausgaben sind eben
nicht arme osteuropäische Neu-
Mitglieder. Über die Hälfte der
Subventionen sollen an "alte"
Empfänger-Länder gehen. Prodi

und seinen KommissarInnen
hilft ein kleiner Rechentrick:
Nach ihrer Zählart haben alle
Regionen mit einer Pro-Kopf-
Wirtschaftsleistung von weniger
als 75 Prozent des EU-Durch-
schnitts Anspruchauf Unterstüt-
zung aus Brüssel. So erhält ne-
ben Griechenland und Ost-
deutschlandSpaniengroßzügige
Finanzspritzen. Auch wenn es
dort weiterhin wirtschaftlich be-
nachteiligte Regionengibt, stellt
sich die Frage, ob das Land mit
einer Wachstumsrate von gut
drei Prozent diese Hilfe tatsäch-
lichverdient.
Prodis Rechnung klammert

weitere wichtige Fakten aus. In
Brüssel warten bis heute insge-
samt rund 105 Milliarden Euro
Fördermittel auf ihre Abnehmer.
Dasist mehr als der gesamtege-
genwärtige Jahreshaushalt der
EU. Besonders i m Bereich der
Regionalpolitikist der Überhang
groß- nahezu75 Milliarden wur-
den seit 2001 bewilligt, von den
Empfängern aber nie abgeholt.
Hauptgrund hierfür: Es fehlt an
geeigneten Projekten. Selbst
wenneins gefunden wird, ist das
noch längst keine Garantie für
einesinnvolle nachhaltigeInves-
tition. Man denke etwa an die
Milliardenflops Cargolifter oder
Lausitzring des ehemaligen
Pleiten-Ministerpräsidenten und
jetzigen Pannen-Verkehrsminis-
ters Manfred Stolpe i mostdeut-
schen Brandenburg. Traurige
undüberdies sehrteure Beispie-
le, die vor einer übereilten Zu-
sti mmungzumKommissionsvor-
schlag warnen.

... lass mich baldran
Undnochetwas sollten Befür-

worterInnen des jetzigen Ausga-
benentwurfs bedenken. Eine
Priorität der Kommission heißt
nachhaltige Entwicklung. Der
Text lässt jedoch keinen Zweifel
daran, wie diese zu verstehen
ist. Europäische Unternehmen
und deren ArbeitnehmerInnen
sollen flott gemacht werden
für denglobalisierten Markt. Ob
Arbeitsmarktprogramme, mehr
Bildung und Forschung oder
neue Umwelttechnologien - auf-
fällig häufig steht i m Kommis-
sionsvorschlag an erster Stelle
die Wettbewerbsfähigkeit als
Begründung für steigende Aus-
gaben.
Bleibt zumSchluss noch eine

Binsenweisheit: Viel mehr Geld
ist gleichviel mehr Macht. Auch
wenn Kommissionspräsident
Prodi die Umsetzung welchenFi-
nanzplans auch i mmer nicht
mehr direkt mit erleben wird -
seine Amtszeit endet mit denEu-
ropawahlen i mJuli und die äu-
ßerst strittige EU-Finanzplanung
für 2007 bis 2013 wird mögli-
cherweise erst 2006 endgültig
stehen -, dem Nachfolger kann
eine finanziell gestärkte Kom-
mission nur Recht sein. Und
wer weiß? Vielleicht hat ja eines
Tages auchJuncker was davon.

Ines Kurschat

EUROPA

Nicht zumNulltarif,
aber ...

Gewerkschaft in der Waagschale
Arcel or goes East - und der OGBL macht sich Sorgen
um die Arbeitsplätze, die dadurch i n Luxemburg verlo-
ren gehen. Der Vorstand der Gewerkschaft beschäfti gte
sich am vergangenen Dienstag unter anderem mit den
Plänen des Stahlriesen, ei nen Teil sei ner Produkti on
nach Osteuropa zu verlagern und dafür ei nen Teil sei ner
l uxemburgischen Standorte zu opfern. So seien zum
Beispiel Bissen und Bettembourg betroffen. Es dürfe
kei nesfalls zu Entlassungen kommen, verkündete der
OGBL.
Noch i mvergangenen Jahr hatten sich die l uxemburgi-
schen Gewerkschafter weit weniger aus dem Fenster
gelehnt, als Arcel or-Arbeiter aus Bel gien und Frank-
reich vor den Hauptsitz des Konzerns am Rousegärt-
chen zogen und gegen die Schließung mehrerer Stand-
orte demonstrierten. Wegen der gewalttäti gen Aus-
ei nandersetzungen der wütenden Stahlarbeiter gegen
ei ne martialisch hochgerüstete Polizei übermacht hatte
der OGBL nicht an den Demonstrationen teil genom-
men. Er lasse sei ne Leute nicht zusammenknüppel n,
hatte John Castegnaro damals gegenüber der woxx ge-
sagt. Der Gewerkschaftschef sitzt übri gens auch i m
Verwaltungsrat der Arcelor. Dort kann er dann sei n
Sti mmgewicht i n die Waagschale legen, wenn es um
den Abbau der Arbeitsplätze geht.

I mmigration bleibt rechtsfrei
Die I mmigration nach Luxemburg befi ndet sich weiter-
hi n i m rechtlichen Vakuum. Davon ist die Associati on
de soutien aux travailleurs i mmigrés (Asti) überzeugt.
Nach wie vor fehlen Familienzusammenführung, Zulas-
sung von StudentI nnen aus Drittländern undi m Bereich
der Sans-Papiers ei ne rechtliche Grundlage, sagte Asti-
Präsi dent Serge Koll welter am Mittwoch bei ei ner Pres-
sekonferenz.
Alles i n allem begrüßt die Ausländerhilfsorganisati on
den jüngst präsentierten Bericht der parlamentarischen
Sonderkommission "I mmigration". Ei n klares Konzept
fehle jedoch. Ei n erster wichti ger Schritt i n die richti ge
Richtung sei aber i mmerhi n, dass ei ne Orientierungs-
debatte über das Thema zu Stande gekommen sei.
Ebenso positiv bewertet die Asti, dass wieder über die
doppelte Staatsbürgerschaft diskutiert werde. Ei n All-
heil mittel ist der Doppelpass nach den Worten Koll wel-
ters aber nicht.
Darüber hi naus warnte der Asti-Chef davor, I mmigra-
ti onspolitik rei n unter ökonomisch-utilitaristischen Ge-
sichtspunkten zu betrachten. Auf schulische und kultu-
relle Aspekte der I ntegrati on müsse verstärkt ei ngegan-
gen werden.
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Dalacht derspanische Premier: José M. Aznarstößt mit seiner
Forderungnach weiterenEU-Regionalgeldern bei RomanoProdi auf
offene Ohren. (Foto: Europäische Kommission)


